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Vorwort V 

Vorwort 
Das Buch ist für Studienanfänger und Juristen im Nebenfach, sowie für Fachhoch-
schulstudenten. 

Aller Anfang ist nicht - wie das Sprichwort behauptet - schwer, sondern leicht, so 
sagt es Goethe. Das gilt auch für die Rechtswissenschaft, auch wenn sie nicht im-
mer leicht bleibt. Die Schwierigkeiten des Lernenden bestehen oft darin, dass zu 
vieles zu schnell auf ihn einstürmt. Man sieht die vielen sprichwörtlichen Bäume, 
aber erkennt nicht, dass sie als Wald ein organisches Ganzes bilden. Dieses Buch 
versucht ein neues Konzept der Darstellung. Es soll zeigen, dass ein leichter Zu-
gang zum BGB und damit zur Rechtswissenschaft überhaupt möglich ist. 

Erstes Merkmal des Buches soll seine Leichtigkeit sein. Das kann man nicht immer 
durchhalten. Es müssen schon manchmal einige vertiefende Überlegungen ange-
stellt werden. Diese werden aber, um den Textfluss nicht zu stören, stets in die 
Fußnoten als Exkurs verwiesen. Der Leser kann sich diese Exkurse zunächst 
schenken und im zweiten Durchlauf zur Kenntnis nehmen. 

Zweites Merkmal des Buches sind die vielen Fälle, die jedem Abschnitt vorange-
stellt und darin behandelt werden. Die wenigsten sind ausgedacht, die meisten 
dieser Fälle stammen aus dem Leben; wenn sie der Rechtsprechung entnommen 
sind, ist das gesagt. Diese sind so gewählt und mit kleinen Charakteriska so verse-
hen, dass man sie sich leicht mit dem entsprechenden Rechtsproblem merken kann. 

Drittes Merkmal ist die Beschränkung in den Fußnoten. Es wird nur der BGB -
Kommentar Palandt, 62. Aufl. 2003, zitiert; zusätzlich die BGH-Rechtssprechung 
und Literatur der NJW der letzten Jahre. Wer immer sich mit Jura befasst, hat ei-
nen Palandt, und er weiß, wo eine NJW zu finden ist. Das reicht fürs erste. Freilich 
werden gelegentlich Hinweise auf das unserem deutschen so verwandte aber auch 
in typischer Weise abweichende französische Recht gegeben, sowie auf das römi-
sche. Damit soll von Anfang an der Blick des Studenten darauf gelenkt werden, 
dass das Recht keine nationale Angelegenheit ist, sondern - so sahen es unsere 
Vorfahren - ein Geschenk der Gottheit an alle Menschen. 

Die 2. Auflage dieses Buches wurde nötig, weil zum 1.1. 2002 wichtige Teile des 
BGB durch das Schuldrechtsmodernisierungsgesetz neu gefasst worden sind. 

Prof. Dr. iur. M. Aden 
Essen 
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1. Teil Grundlagen des Rechts -
Allgemeiner Teil des BGB 

1. Kapitel Gegenstand und Aufgabe des Rechts 

I. Recht als System von erzwingbaren Ansprüchen 

Eingangsfall: 

Robinson lebt allein auf seiner Insel. Niemand stört ihn. Tun wir 
so, es wäre heute. 

Eines Tages entläuft den Menschenfressern (M) ein Gefangener. R 
gibt ihm Schutz. Die Mfordern ihn von R zurück. M machen einen 
bürgerlich-rechtlichen Anspruch geltend. R wird diesen zurückwei-
sen. Grundsätze des Völkerrechtes, z.B. der UN - Charta, verbieten 
Eigentum am Menschen. Gelten diese auf der Robinsoninsel? Ro-
binson nennt den Gefangenen Freitag. Muss R nicht die Men-
schenwürde des F wahren und diesem die Wahl seines Namens 
überlassen? Fragen der Grundrechte, wie sie in Art. 1 f f Grundge-
setz (GG) geregelt sind, tauchen auf. 

R gibt F Wohnung und Nahrung und verlangt dafür seine Dienste. 
Welches Recht gilt für diesen Vertrag? Das Heimatrecht des R oder 
des F? Fragen des Internationalen Privatrechtes. 

Ein weiterer Gefangener kommt auf die Insel. R nennt ihn Donners-
tag. Es gibt ersten Streit zwischen F und D. R amtiert als Schlich-
ter. Nach welchen Regeln tut er das? Fragen des Prozessrechtes. 
Es strandet ein Schiff. Den Überlebenden weist R Land zur land-
wirtschaftlichen Nutzung und zum Hausbau zu. Gehört dem R denn 
die Insel? Fragen des Eigentums an Sachen entstehen. 

Am Ende verlässt R die Insel und es heißt: Robinson gab ihnen 
Gesetze. Sind die denn gültig? Fragen des Staatsrechtes. 
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1. Natürliches Recht 
Robinson brauchte kein Recht. Recht entsteht wie Sprache, wenn Men-
schen miteinander in Verbindung treten. In dem Maße, wie wir die Insel 
des Robinson weiter bevölkern, ergeben sich immer mehr Berührungs- und 
damit potentielle Streitpunkte zwischen den Inselbewohnern. Weltweit gilt 
heute, dass jeder Mensch Inhaber von Menschenrechten ist. Diese Rechte 
lassen sich auf den einen Satz zusammenziehen: Jeder Mensch kann tun 
und lassen, was er will. Aber nicht nur der Mensch A ist frei, auch der 
Mensch B. Wenn A und B dieselben Freiheiten in Anspruch nehmen, kön-
nen diese kollidieren. Wenn beide sich nicht einigen können, dann benöti-
gen sie Regeln, welche angeben, wer zu Lasten des anderen durchdringt. 
Diese Regeln sind das Recht. 

Es gibt verschiedene Rechtsordnungen, wie es verschiedene Sprachen gibt. 
Sprachen wie die Rechte der verschiedenen Völker und Zeiten sind nicht 
gleich, aber man kann von einem System in das andere übersetzen. Es gibt 
ein weltweites Grundverständnis für das, was Recht ist. Nur die Formen, 
die jeweiligen Gesetze, gleichsam die Kleider, in welchen diese Rechts-
grundsätze erscheinen, sind verschieden. Diese Sätze werden Naturrecht 
genannt. Als Quelle des Naturrechts wurde seit dem Mittelalter Gott ange-
sehen. 1 Der Leser wird mehrfach auf den Ausdruck Weltrechtssatz stoßen. 
Damit ist ein solcher Rechtssatz gemeint.2 

Es scheint über den Zweck dieses Buches als einer leichten Einführung in 
das BGB hinauszugehen, wenn hier immer wieder Rechtsvorschriften auch 
aus anderen Rechtsordnungen genannt werden.3 Diesem Charakter wider-

1 Seit der Aufklärung wurde das natürliche Recht, die vernunftgemäße Ordnung 
der Welt, geradezu mit Gott gleichgesetzt. Hugo de Groot ( Grotius) schreibt: Est 
autem ius naturale adeo immutabile ut ne a Deo quidem mutari queat. — das Na-
turrecht ist so unwandelbar, dass es nicht einmal von Gott geändert werden kann. 
De iure belli et pacis , 1. Kap. X. 
2 z.B.: § 1 ist ein solcher Weltrechtssatz. Überall auf der Erde hat der Mensch 
Rechtsfähigkeit, auch wenn es nicht überall einen Paragraphen gibt, der dieses so 
deutlich sagt wie § 1 BGB. 
3 Ein Schwergewicht wird hier auf dem französischen Code Civil liegen. Frank-
reich ist heute wie immer in der gemeinsamen Geschichte seit Karl dem Großen 
der europäische Staat, mit welchem Deutschland in den meisten Bereichen gut 
verglichen werden kann. Auch das niederländische Bürgerliche Gesetzbuch wird 
zitiert werden, weil dieses das derzeit modernste Recht in Europa und für Deutsche 
ohne größere Mühe lesbar ist. 
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spricht es scheinbar auch, wenn sich mehrfach Sätze des römischen Rechtes 
zitiert finden. Es soll damit der Blick dafür geöffnet werden, dass das Recht 
mehr ist als die mehr oder weniger intelligente4 Schöpfung eines mehr oder 
weniger demokratisch legitimierten Gesetzgebers in Deutschland oder an-
derswo. 5 Das römische Recht zeigt uns, dass die Kernbegriffe des Rechts 
und seine Strukturen, gleichsam seine Grammatik, über die Jahrtausende 
gleichartig sind. Der Hinweis auf Rechtsvorschriften anderer Staaten zeigt, 
dass diese Gleichartigkeit durch die Kulturen geht. Das Verständnis des 
BGB wird erleichtert, wenn man erkennt, dass die Grammatik des Rechts 
eigentlich überall dieselbe ist. 

Manche Juristen bezweifeln, ob man heute noch das Naturrecht bemühen 
muss. Recht und Gesetz sind in den meisten Ländern heute so ausdifferen-
ziert, dass letztlich alle Fragen irgendwie aus dem Gesetz beantwortet wer-
den können. Das der Menschheit gemeinsame Naturrecht ist aber gleichsam 
der Bauplan der nationalen Rechtsordnungen, auch des BGB. Wie bei der 
Reparatur eines technischen Gerätes, so wird auch im Recht der Bauplan 
nur bei grundsätzlichen Fragen herangezogen. Der Inhalt des Naturrechts 
muss dann, letztlich aus einem dem Menschen innewohnenden Gefühl, für 
das was gut und richtig ist, im Einzelfall festgestellt werden, es ist nir-
gendwo aufgeschrieben. 

2. Beispiel: Auf einer Wanderung im Himalaya stirbt plötzlich ein 
Mitglied der Wandergruppe. Die Gruppe beschließt mit Mehrheit, 
dass jeder den Toten ein Stück tragen muss, bis zum nächsten Ort. 
Mitwanderer W will sich dem Beschluss nicht beugen. Haben die 
anderen gegen ihn einen Anspruch darauf, dass auch er mitmacht?6 

Man kann den Fall irgendwie über §§ 705ff (BGB - Gesellschaft) lösen, 
aber man fühlt, dass hier eine andere Form von Recht zur Anwendung 
kommen muss. Die BGB - Gesellschaft eignet sich dazu, Ansprüche zwi-

4 Die jüngeren Leistungen des Deutschen Bundestages auf dem Gebiete des Zivil-
rechtes verdienen das Prädikat intelligent sicherlich nicht. 
5 Der frz. Code Civil, eines der einflussreichsten Gesetzgebungswerke der Rechts-
geschichte, war demokratisch nicht legitimiert. Der durch Staatsstreich zum Kaiser 
gewordene Napoleon hat das Werk in Auftrag gegeben und persönlich stark beein-
flusst. Daher auch die alte Bezeichnung Code Napoleon. 
6 Nach einem Erlebnis der Schwester des Verfassers auf einer Wanderung im Hi-
malaya. 
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sehen den Mitgliedern einer Tippgemeinschaft zu lösen, aber die hier ge-
stellte Frage reicht wohl tiefer. Die Pflicht, einen Toten nicht unversorgt 
liegen zu lassen, ist älter als die ältesten Gesetze. W wird sich wohl beugen 
müssen. 

3. Beispiel: Die Tochter des Verstorbenen stellte regelmäßig Blu-
men auf das Grab ihres Vaters, welche von der Mutter und Witwe 
umgehend entfernt wurden. Tochter klagt gegen ihre Mutter auf 
Feststellung, dass auch sie, nicht nur die Mutter und Witwe, zur 
Grabpflege befugt sei, und auf dem Grab des Vaters Blumen auf-
stellen dürfe. Hat sie einen Anspruch?7 

In dem Trauerspiel Antigone behandelt der altgriechische Dichters 
Sophokles diese Frage und gibt darauf dieselbe Antwort wie das Amtsge-
richt Grevenbroich. Zugleich finden wir darin einen Hinweis darauf, dass 
es bestimmte Rechte gibt, die Zeiten und Kulturen überdauern, die also in 
Athen um 450 vor und am Niederrhein 2000 nach Christus gleichermaßen 
gelten. 

Zu Beginn des großen Gesetzgebungswerkes unter dem spätrömischen 
Kaiser Justinian (um 525 n. Chr.) finden sich die Worte: 

Das Recht fordert: Lebe ehrenhaft; schade niemandem; gib jedem 
das Seine.8 

Diese Rechtsgrundsätze sind viel zu allgemein, als dass sie unmittelbar 
angewendet werden können. Der Weltrechtssatz alterum non laedere -
schade niemandem fuhrt im deutschen Recht zu der Schadensersatzrege-
lung §§ 823 ff BGB; dieser Regelung entspricht im französischen Recht art 
1382 Code Civil.9 Die Schadensersatzansprüche, welche sich hieraus erge-
ben, sind durch die deutsche bzw. französische Rechtsprechung in Tausen-
den von Urteilen zu immer spezielleren Rechtssätzen verfeinert worden. Es 
haben sich daraus Spezialdisziplinen ergeben, z.B. das Arzthaftungsrecht 
oder - in Spezialgesetze ausgegliedert - das Verkehrsschadensrecht, die 

7 AG Grevenbroich NJW 98, 2063: Klägerin hat ein gewohnheitsrechtlich aner-
kanntes Recht der Totenfürsorge und darf daher Blumen auf das Grab stellen. 
8Iuris praeeepta enim hae sunt: honeste vivere, alterum non laedere, suum 
cuique tribuere, Institutionen 11,3 
9 art 1382 cc: Eine Handlung, welche einem anderen schadet, verpflichtet zum 
Schadensersatz. 
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Haftung für gefahrliche Anlagen etwa des Betreibers einer Eisenbahn, eines 
Atomkraftwerkes usw. 

Rechtssätze sind in gewissem Sinne niemals fertig. Neue Fragestellungen 
fuhren zu immer neuen Anwendungsformen des alten römisch - rechtli-
chen, besser weltrechtlichen, Grundsatzes, niemandem Schaden zuzufügen. 
Neueste Fragen auf diesem Gebiete ergeben sich etwa bei dem Problem, 
unter welchen Voraussetzungen die Benutzung einer Internetanschrift das 
Recht eines anderen verletzen und zum Schadensersatz fuhren kann. 10 

Die Aufgabe des Juristen besteht darin, diesen nie endenden Prozess der 
Neuausbildung aber auch des Absterbens von rechtlichen Regeln zu beglei-
ten, diese Regeln zu kennen, auf konkrete Einzelfälle anzuwenden und 
neue zu formulieren. 

2. Recht und Regeln 

a. Rechtsansprüche 

Aus dem naturrechtlichen Freiheitssatz kann der folgende Weltrechtssatz 
abgeleitet werden: Niemand ist verpflichtet, etwas zu tun oder zu unterlas-
sen, es sei denn er werde durch einen Rechtssatz dazu verpflichtet. Aus 
diesem Grundsatz leitet sich die gesamte Rechtswissenschaft ab, und damit 
jeder denkbare Rechtssatz. 

4. Beispiel: A steht an einem malerischen Seeufer und beschließt, 
hier ein Haus zu bauen. 

A ist frei und darf das, grundsätzlich, soweit er nämlich Rechte anderer 
nicht beeinträchtigt. Wenn das Grundstück dem E gehört, kann er dem A 
verbieten, das Grundstück überhaupt zu betreten, geschweige denn zu 
bebauen, § 903. Vielleicht erlaubt E dem A aber zu bauen, indem er ihm 

10 Vgl. BGH v. 22.11.01 NJW 02, 3442. Die deutsche Shell GmbH hatte 1996 die 
Internet-Adresse Shell.de für sich registrieren lassen. Die deutsche Shell erhob 
Klage gegen einen Andreas Shell auf Unterlassung der Verwendung des Internet-
namens Shell.de. Der Bundesgerichtshof gab dieser Klage statt. Die Verwendung 
der Internet-Adresse Shell.de sei eine Verletzung des älteren Namensrechtes der 
Shell GmbH. 
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ein Erbbaurecht einräumt. 11 Aber auch E kann sein Eigentumsrecht nur 
insoweit ausüben, als Rechte anderer nicht entgegenstehen. Die Allgemein-
heit hat kraft Gesetzes das Recht, gewisse Landschaften von Bebauung 
freizuhalten. Das mag in Australien oder Brasilien anders sein, aber in 
Deutschland gilt das Bundesbaugesetz, aufgrund dessen die Gemeinden/ 
Städte in Flächennutzungsplänen festlegen, wo gebaut werden darf und 
wie. E bzw. A bedürfen also einer Baugenehmigung der Bauaufsichtsbe-
hörde. Das ist eine Beeinträchtigung des Eigentumsrechtes des E; ob er 
diese dulden muss, ergibt sich aus der Verfassung, Art. 14 GG. 

5. Beispiel A möchte gegen die Steuerpolitik protestieren und be-
gibt sich nackt in das Bundesfinanzministerium, um den Minister zu 
sprechen. 

A ist frei, nackt herumzulaufen, soviel und wo er will. Grundsätzlich. Aber 
auch der Minister ist frei und entscheidet, mit wem und unter Wahrung 
welcher Formen er sprechen möchte. Zusätzlich ist es eine Frage, ob auch 
die Öffentlichkeit, vertreten durch die zuständige Behörde, Staatsanwalt, 
ein Recht darauf hat, dass Zeitgenossen sich bei der Betätigung ihrer Frei-
heit an gewisse Grenzen halten. Exhibitionismus wird gemäß § 183 StGB 
bestraft, also darf A doch nicht in dieser Form protestieren. 

6. Beispiel: A, der schon mit der E verheiratet ist, möchte auch die 
D heiraten. 

A und D sind frei, grundsätzlich dürfen sie heiraten, sooft und wen sie wol-
len. Aber die Allgemeinheit (hier vertreten durch den Staatsanwalt und das 
Standesamt) hat ein Interesse an der Institution von Ehe und Familie. In 
Europa meint immer noch die Mehrheit, dass eine Dreierehe keine Ehe sei, 
sie ist daher als Bigamie verboten, § 172 StGB, also dürfen A und D doch 
nicht heiraten, jedenfalls nicht in Deutschland. 

7. Beispiel: A will nachts im Freien ein lautes Fest feiern; sein 
Nachbar B will schlafen. 

A hat die Freiheit, Feste zu feiern, wo und so laut er will. Grundsätzlich. B 
hat die Freiheit zu schlafen, so früh und wo er will. Beides gleichzeitig geht 
nicht. Das Recht muss die Freiheiten von A und B beschränken. Vielleicht 

11 Vgl. Palandt § 1 ff ErbbaurechtsVO 
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erhält A den Vorrang; es kann ja sein, dass A in Köln wohnt und gerade 
Rosenmontag ist - da geht's halt rund; vielleicht erhält allein B den Vor-
rang, weil gerade Karfreitag ist, und nach dem Landespolizeigesetz laute 
Lustbarkeiten verboten sind. Wahrscheinlicher ist: jedem wird ein Teil 
seiner Freiheit beschnitten, indem B bis Mitternacht auf seinen Schlaf ver-
zichten muss, und A ab Mitternacht auf seine Freiheit, draußen Musik zu 
machen. 

Diese und beliebig fortzuführende Beispiele zeigen: Wer als Bürger oder 
Staat bzw. staatliche Stelle die Freiheit eines anderen beschränken will, 
darf das nur aufgrund einer bestimmten Rechtsgrundlage. Nicht der 
Gebrauch der Freiheit bedarf also einer Rechtsgrundlage, sondern ihre wie 
immer geartete Beschränkung. Wer nicht beweisen kann, dass es eine sol-
che Rechtsgrundlage für sein Verlangen gibt, muss den anderen gewähren 
lassen.12 Rechtswissenschaft ist die Wissenschaft von der Verteilung kon-
kurrierender Freiheitsräume. Damit ergibt sich als Definition: 

Das Recht ist die Wissenschaft davon, unter welchen Vorausset-
zungen jemand in dem Gebrauch seiner Freiheit beschränkt wer-
den darf. 

b. Sitte und Recht 

Es gibt Regeln, an die man sich hält oder halten sollte, die aber kein Recht 
sind. Dazu zählen die Gebote der Moral und des Sittengesetzes. Diese wur-
den früher unmittelbar auf Gott zurückgeführt. Außerhalb der Religion 
treten soziologische Begründungen in den Vordergrund. Danach entstehen 
Regeln aus der kollektiven Erkenntnis einer Gruppe, eines Stammes oder 
Volkes, dass es so einfach besser geht als anders. Das Gebot, die Eltern und 
die Älteren zu ehren und ihnen das Leben zu erleichtern, mag man religiös 
aus dem 4. Gebot13 herleiten. Es kann aber auch gesagt werden, dass es 
einfach besser ist, Eltern und Ältere gut zu behandeln, als sie verkommen 
zu lassen. Denn man wird einmal selbst dazu gehören. Konkret fassbar sind 
solche Regeln nicht. Als Recht werden nur solche Regeln angesprochen, 

12 Es ist ein prozessrechtlicher Weltrechtssatz, dass die Beweislast für das Vorhan-
densein einer Tatsache oder Rechtsvorschrift bei dem liegt, der sich darauf beruft, 
vgl. art 1315 cc: Wer die Erfüllung einer Pflicht verlangt, muss beweisen, dass 
diese besteht. 
13 Nach Luther: Du sollst Vater und Mutter ehren, auf dass es dir wohl gehe und du 
lange lebest auf Erden. 
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welche für die Gemeinschaft so wichtig sind, dass es der Staat durch seine 
Gerichte auf sich nimmt, ihnen ggfs mit Gewalt, nämlich durch Zwangs-
vollstreckung, Geltung zu verschaffen. Dafür müssen sie aber so konkret 
fassbar sein, dass ggfs ein Gericht im Urteil eindeutige Befehle geben kann, 
was getan werden soll. Der Befehl, seine Eltern zu ehren, ist nicht voll-
streckbar, der Befehl, ihnen monatlich 500 Euro Unterhalt zu zahlen, 
schon. 

Die Abgrenzung von letztlich unverbindlichen moralischen gegenüber ver-
bindlichen rechtlichen Pflichten ist schwer. Beide gehen in einander über. 
Der Schundnickel, der überall seinen kleinlichen Vorteil sucht, verletzt an 
sich keine Rechtspflicht, aber im Rahmen eines Schuldverhältnisses kommt 
doch in Betracht, dass er nach Treu und Glauben, § 242, im Einzelfall zur 
Großzügigkeit verpflichtet ist, wenn der sonst zu erwartende Nachteil für 
den Vertragspartner zu groß ist. 

Einige Beispiele, die nicht ausgedacht sind, sondern dem Erfahrungsbe-
reich des Verfassers entstammen: 

8. Beispiel: Der 88jährige A, welcher sein Leben lang Kirchensteu-
er gezahlt hat, lebt nach dem Tode seiner Frau und aller Freunde 
völlig vereinsamt in seiner Wohnung. Sein einziger Sohn kümmert 
sich nicht um ihn. Hat A einen Anspruch gegen S auf Zuwendung? 
oder gegen die Kirche auf Seelsorge? 

Der Sohn ist zwar nach dem Gesetz verpflichtet, seinem Vater notfalls Un-
terhalt zu zahlen, § 1601. Das kann A notfalls einklagen, menschliche Zu-
wendung nicht. Erst wenn A ein Pflegefall wird, entsteht aus einer, gesetz-
lich nicht geregelten Garantenpflicht, auch eine Rechtspflicht des S, seinen 
Vater nicht einfach sich selbst zu überlassen. Ist die Kirche zu etwas ver-
pflichtet? Rechtlich nicht. 14 

9. Beispiel: A erzählt seinen Freunden, ihm sei von einer Universi-
tät in Indien der Professorentitel verliehen worden. Tatsächlich hat 
er dort nur einen Vortrag gehalten und man hat ihn höflichkeits-
halber mit „ Herr Professor " angeredet. 

14 Und dann wundern sich die Kirchen über Kirchenaustritte! Das Kirchenrecht, 
jedenfalls der evangelischen Landeskirchen, gibt einen solchen Anspruch nicht. 
Kirchenrecht ist das Recht der inneren Organisation der Kirchen und enthält keine 
glaubensstärkenden Sätze. 
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Ob diese Aufschneiderei Folgen hat, müssen seine Freunde dadurch ent-
scheiden, ob sie den Kontakt mit A fortsetzen. Einen Rechtssatz hat A nicht 
verletzt. Wenn A jedoch beginnt, unter Berufung auf diesen Titel andere 
Tagegelder abzurechnen, verletzt er das für Beamte geltende Reisekosten-
recht. 

10. Beispiel: Die überversorgten und daher reiselustigen Rentner A 
und B sehen, wie schwer es ihrer Tochter Tfällt, Betreuung für ihre 
kleinen Kinder zu finden. T war seit Jahren nicht mehr von zu Hau-
se fort. A und B beschränken sich darauf, der T hübsche Postkarten 
aus schönen Orten zu schreiben. Hat T einen Anspruch gegen Ihre 
Eltern, dass diese auch einmal auf ihr Enkelkind aufpassen? 

A und B verhalten sich unmoralisch15, aber sie sind rechtlich nicht ver-
pflichtet, der T beim täglichen Lebensvollzug zu helfen. Erst wenn ihre 
Tochter nicht mehr arbeiten kann, kommt in Betracht, dass sie ihr und ihren 
Enkeln Unterhalt zahlen müssen, § 1601. 

c. Gepflogenheiten 

Im praktischen Leben gibt es, nach Lebensbereichen unterschieden, gewis-
se Gepflogenheiten, an die man sich üblicherweise hält, um nicht „dumm 
aufzufallen". Hierzu gehören etwa die Tischsitten, die es in Deutschland 
verbieten, mit den Händen in den Gulaschtopf zu greifen, was in Indien 
unter Umständen zulässig ist oder die Übung, nicht mit nacktem Oberkör-
per zum Gottesdienst zu gehen. Diese Regeln sind je nach Umfeld ver-
schieden. Sie sind keine Rechtsregeln. Ihre Einhaltung ist auch sittlich 
neutral. In anderen Ländern gelten vielleicht andere Sitten, ohne dass wir 
darüber ein Unwerturteil fällen. Diese Regeln haben fast immer einen un-
mittelbaren praktischen Sinn und gelten daher nur, soweit dieser im Einzel-
fall reicht. So gilt es etwa als unfein, Kartoffeln mit dem Messer zu zer-
schneiden. Grund: Nur die gebrochene Kartoffel nimmt die Soße auf. Wenn 
es aber keine vernünftige Soße gibt, mag man die Kartoffeln getrost zer-
schneiden. Auch Linkshänder sollten das Messer rechts und die Gabel links 
halten. Grund: Der Nachbar ist im Zweifel Rechtshänder und wird gestört 
usw. 

15 Wie anscheinend die Mehrzahl der Rentner. 
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Gepflogenheiten sind rechtlich an sich unerheblich. Sie können aber eine 
rechtliche Bedeutung bekommen, wenn es auf das Urteil aller billig und 
gerecht Denkenden, so die Formel der Rechtsprechung zum Urteil über die 
Sittenwidrigkeit, § 138, ankommt, darauf, wie unter den konkreten Um-
ständen eine Willenserklärung oder ein Vertrag gemeint war, §§ 133, 157, 
oder was als nicht geschriebene Nebenpflicht in einem Schuldverhältnis 
geschuldet wird. 

11. Beispiel: F, Friseuse bei Arbeitgeber A, läuft ständig leicht ge-
schürzt mit Wuselhaaren herum; P Prokurist im Kundenverkehr bei 
der A - Bank, liebt es, in einem T- Shirt mit der Aufschrift SEX he-
rumzulaufen. B, Nachbar von F und P in einer gehobenen Wohn-
gegend, selbst stets korrekt, verlangt von F und P, das zu unterlas-
sen. Arbeitgeber A verlangt das auch. Zu Recht? 

Es ist geschmacklos, sich so zu kleiden wie F und P es tun. Aber B hat als 
Nachbar keinen Rechtsanspruch auf Unterlassung. Im Rahmen des Arbeits-
verhältnisses gehört es aber zu den ungeschriebenen Nebenpflichten, § 242, 
sich so zu kleiden, wie es der Kundenverkehr erfordert. A kann also von F 
und P Unterlassung verlangen. 

3. Anspruchsgrundlage 

Die Regeln des Lebens heißen Recht, wenn sie für so wichtig gelten, dass 
der Staat sie notfalls mit Gewalt aufgrund eines in einem Gerichtsverfahren 
ergangenen Urteils durchsetzt. Der praktische Zweck des Rechts kann als 
die Aufgabe beschrieben werden, 

• Ansprüche eines Gläubigers gegen einen Schuldner, oder 
• Pflichten eines Schuldners gegenüber einem Gläubiger 

zu bejahen und ihre, notfalls gewaltsame, Durchsetzung zu veranlassen, 
bzw. umgekehrt: unberechtigte Ansprüche abzuwehren und dem zu Un-
recht in Anspruch Genommenen bei der Verteidigung seiner Freiheit, not-
falls mit Gewalt zu helfen. Daraus ergibt sich der rechtliche Hauptsatz: 

I. Das Recht, ein Tun oder Unterlassen von einem anderen zu ver-
langen, entsteht nur aus einer Anspruchsgrundlage. 

II. Eine Anspruchsgrundlage entsteht nur durch 
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a. Vertrag bzw. Rechtsgeschäft oder 
b. Gesetz; dem Gesetz steht ungeschriebenes Gewohnheitsrecht 
gleich. 

Die Aufgabe des Juristen besteht also darin, Anspruchsgrundlagen aufzu-
finden, ihre Voraussetzungen zu prüfen und sie dann entweder zu bejahen 
oder zu verneinen. Mehr hat ein Jurist nicht zu tun. 
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II. Rechtsgebiete16 

1. Privatrecht 

Das Privatrecht gilt seit jeher als der Kern der Rechtswissenschaft. Hier 
werden die grundsätzlichen Strukturen des juristischen Denkens deutlich, 
und von hier aus erschließen sich die anderen Gebiete des Rechtes. Auf der 
Grundlage der im Privatrecht gelernten Strukturen ist es möglich, die Ge-
dankengänge des Strafrechts oder des öffentlichen Rechts nachzuvollzie-
hen. 

Der Kern des Privatrechts stellt sich im Bürgerlichen Gesetzbuch dar. Ge-
nau genommen sind es im BGB nur etwa die ersten tausend Paragraphen, 
welche für das Studium der Rechtswissenschaft unverzichtbar sind. Das 
Privatrecht kann man definieren: 

Privatrecht ist das Recht, welches die gleichberechtigten Teilneh-
mer am Rechtsverkehr durch Rechtsgeschäfte (Verträge) selbst ges-
talten können. 

Die Betonung der Definition liegt auf selbst gestalten. Soweit der Staat 
zwingende Gesetze erlässt, kann man von öffentlichem Recht sprechen. So 
schreibt § 311 b vor, dass ein Vertrag über einen Grundstückskauf nur gül-
tig ist, wenn er notariell beurkundet ist. Davon können die Parteien nicht 
durch Vertrag abweichen. Diese Vorschrift ist insofern Teil des Privat-
rechts, als sie sich auf die Rechtsbeziehungen zwischen Privaten besonders 
auswirkt. Insofern es sich aber um einen vom Staat gegebenen Befehl an 
die Bürger handelt, für solche Verträge die Hilfe eines Notars in Anspruch 
zu nehmen, ist § 311 b eine Vorschrift des öffentlichen Rechts. Dasselbe 
gilt etwa für §§ 134, 138 u.a. 

16 Es ist auch heute sinnvoll, die traditionelle Unterscheidung des Rechts in die 
drei Hauptrechtsgebiete, vgl. Anhang, aufrechtzuerhalten. Dieses insbesondere 
unter dem Gesichtspunkt, dass auch der Unterricht und die Prüfungen für die juris-
tische Ausbildung sich an dieser Unterscheidung ausrichten. 
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2. Untergruppen des Privatrechts 

Das Privatrecht zerfällt in Untergruppen, vgl. Anhang. Durch die schnelle 
Entwicklung der letzten Jahrzehnte gruppieren diese sich ständig neu und 
werden durch neue Rechtsgebiete erweitert. So war der heute fast unüber-
sehbar große Bereich des Umweltrechts um 1970 noch kaum als eigener 
Rechtsbereich bekannt. Auch das Bankrecht, heute einer der wichtigsten 
Bereiche des Wirtschaftsrechtes, war vor 30 Jahren als solches unbekannt. 
In den letzten Jahrzehnten hat sich das Verbraucherrecht in den Vorder-
grund geschoben, aus diesem wieder hat sich das Reisevertragsrecht entwi-
ckelt usw. 

Besonders zu betonen ist das Handels- und Gesellschaftsrecht, vgl. Han-
delsgesetzbuch, HGB. Für Kapitalgesellschaften (GmbH und Aktiengesell-
schaft) werden in Spezialgesetzen, GmbH - Gesetz und Aktiengesetz, eige-
ne Regelungen getroffen. Das Gesellschaftsrecht wird ergänzt durch das 
nur zum Teil gesetzlich geregelte Konzernrecht, das Recht der Mitbestim-
mung gemäß MitbestimmungsG. 

Wichtig ist das Recht der Buchführung und Bilanzierung, welches zuneh-
mend aus der Kompetenz des deutschen Gesetzgebers zu gleiten scheint, 
weil internationale, d.h. meist US - amerikanische, Rechnungslegungsvor-
schriften, die Regeln beherrschen.17 Ein weiterer Bereich des Handelsrechts 
ist das Recht der Wertpapiere. Zu diesem ist heute nicht nur das Scheck-
und Wechselrecht18 zu zählen, sondern immer mehr das Recht der handel-
baren Wertpapiere, wie Aktien und Wertrechte. Dieses fuhrt weiter zu dem 
großen Bereich des Bank- und Börsenrechtes, welches bestimmt wird von 
Gedanken des Anleger- /Verbraucherschutzes einerseits und den Erforder-
nissen einer Weltwirtschaft andererseits 

Es ist üblich, auch das Recht des gewerblichen Rechtsschutzes zum Privat-
recht oder Handelsrecht zu zählen. Von der Struktur her handelt es sich 
aber um öffentlich - rechtliche Vorschriften, denn die Parteien können 
diese Regel zumeist nicht durch Vertrag abändern. Dazu gehören das Urhe-

17 US - GAP = general accounting procedures; oder IAS: international accounting 
Standards. 
18 Dieses war historisch Auslöser der internationalen Rechtsvereinheitlichung; 
Genfer Wechselrechtskonferenz von 1930. Angesichts neuer Formen im Bankver-
kehr geht die Bedeutung des Wechsels und des Schecks zurück. 
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ber-, Marken - und Patentrecht. Mit dem Gesetz gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen, GWB, dem sogenannten Kartellgesetz, wird der marktwirt-
schaftliche Wettbewerb als Institution geschützt, indem Preisabsprachen 
verboten werden, der Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung ü-
berwacht wird und der Zusammenschluss marktbeherrschender Unterneh-
men einer Kontrolle durch das Kartellamt unterworfen wird. 

Auch das Zivilprozessrecht gilt, obwohl es zumeist aus zwingenden Nor-
men besteht, als Teil des Privatrechtes, weil es die Regeln angibt, nach 
denen privatrechtliche Ansprüche vor einem staatlichen Gericht durchge-
setzt werden können. Es gilt aber wiederum: Insofern sich die Parteien an 
zwingende gesetzliche Vorschriften halten müssen, kann von öffentlichem 
Recht gesprochen werden. In diesem Sinne ist also auch die Zivilprozess-
ordnung (ZPO) ein Teil des öffentlichen Rechtes wie auch die zwingenden 
Vorschriften etwa des GmbH - Gesetzes, des UWG und GWB eigentlich 
Teile des öffentlichen Rechtes sind. 

Die Abgrenzung zwischen privatem und öffentlichem Recht ist daher nicht 
immer ganz eindeutig, sie ist aber in dem hier genannten Bereich auch nur 
ausnahmsweise von praktischer Bedeutung. 

3. Öffentliches Recht 

Das öffentliche Recht ist dadurch gekennzeichnet, dass der Staat oder seine 
Organisationen oder Behörden dem Bürger als Befehlsgeber gegenüber 
treten, auch wenn dieses heute nicht mehr so heißt. Entscheidendes Merk-
mal ist, dass der Staat hoheitlich handelt, also einseitig Anweisungen an 
den Bürger gibt, woraus sich Rechte und Pflichten der Beteiligten ergeben 
können, während im privaten Recht die Bürger nur durch Verträge/ Rechts-
geschäfte Rechte erwerben und einräumen können. Hoheitliches Handeln 
geschieht etwa, wenn ein Bürger eine Fahrerlaubnis erhält, wenn sein An-
trag auf Betrieb einer Abfallentsorgungsanlage, § 7 AbfallG, bearbeitet 
wird, wenn er bauen will, wenn er eine Ausnahmegenehmigung beantragt 
usw. 

Zum öffentlichen Recht gehört auch der Bereich, in welchem der Staat und 
seine Organisationen mit sich selbst im Rechtsstreit liegen. Hier sind etwa 
zu nennen das Kommunalrecht, in welchem die Regeln für das Zusam-
menwirken der Städte, Gemeinden und auch des Staates selbst aufgeführt 
sind. Ein weiterer wichtiger Teil des öffentlichen Rechtes ist das Staats-
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und Verfassungsrecht, also die Auslegung des Grundgesetzes und das 
Recht der Organisation des Staates selbst. 

Über dem Staatsrecht siedeln Juristen das Völkerrecht an. Dieses wiederum 
zerfallt in verschiedene Bereiche, etwa das Kriegsvölkerrecht, das Recht 
der internationalen Organisationen oder - was für Deutschland als Mitglied 
der Europäischen Union besonders wichtig - das Recht der Europäischen 
Union. 

Ein praktisch ganz besonders wichtiger Bereich des öffentlichen Rechtes ist 
das Steuerrecht, das seinerseits in eine Vielzahl von Spezialgebieten zer-
fällt. 

Hinsichtlich der Anzahl der Gesetze und Normen ist das öffentliche Recht 
der bei weitem umfangreichste Rechtsbereich. Gut 80% aller überhaupt 
existierenden Vorschriften dürften dem öffentlichen Recht zuzurechen sein. 

4. Strafrecht 

Das Strafrecht ist seiner Struktur nach ebenfalls Teil des öffentlichen Rech-
tes. Auch hier tritt der Staat dem Bürger einseitig und befehlend gegenüber, 
indem er Strafnormen formuliert, deren Verletzung eine Strafe nach sich 
zieht. 

Beispiel Diebstahl, §242 Strafgesetzbuch (StGB): 

Wer eine fremde bewegliche Sache einem anderen in der Absicht 
wegnimmt, die Sache sich oder einem Dritten rechtswidrig zuzu-
eignen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geld-
strafe bestraft. 

Das Strafrecht folgt aber in den wichtigsten Punkten eigenen Regeln, schon 
weil es regelmäßig auf ein vorsätzliches Handeln des Täters ankommt. Der 
verfassungsrechtliche Bestimmtheitsgrundsatz (Art. 103 II GG) ist ein wei-
terer wichtiger Punkt. Dieser macht zulasten des Angeklagten jedenfalls 
theoretisch unmöglich, was in anderen Rechtsbereichen selbstverständlich 
ist, nämlich Gesetze entsprechend (=analog) anzuwenden. 19 

19 Hier liegt ein wesentliches Problem der Strafrechtswissenschaft. Die Abgren-
zung von Auslegung von verbotener Analogie ist im Einzelfall sehr schwer. Z.B.: 
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Das Kernstrafrecht, wie es im Strafgesetzbuch steht, betrifft die häufigsten 
Strafvorschriften (Diebstahl, Betrug, Tötungsdelikte usw.). Daneben haben 
sich, ausgehend vom öffentlichen Recht, zahlreiche Vorschriften des soge-
nannten Nebenstrafrechts entwickelt, etwa des Umweltstrafrechts, sowie 
des Rechtes der Ordnungwidrigkeiten. 

5. Materielles und formelles Recht 

Der Jurist unterscheidet Rechtsbereiche nicht nur nach den genannten 
Gruppen. Jeder Rechtsbereich, also Privatrecht, öffentliches Recht und 
Strafrecht, zerfallt noch einmal in das materielle und in das formelle Recht. 
Die Unterscheidung zwischen materiellem und formellem Recht geht also 
gleichsam quer durch die genannten Rechtsbereiche. 

Das materielle Recht ist das, worauf es wirklich ankommt! Wenn der Bür-
ger von Recht spricht, meint er dieses. Aber es ist ein großer Fehler gerade 
des Anfangers, die Bedeutung des formellen Rechtes zu unterschätzen. Es 
zeigt sich vielfach, dass auch Unrechtsregime, wie etwa die ehedem kom-
munistischen Staaten ein fast einwandfreies materielles Recht hatten.20 Die 
Verfassung der ehemaligen DDR gewährte scheinbar dieselben Freiheiten 
wie das Grundgesetz. Der Unterschied für das wirkliche Leben besteht oft 
nicht im materiellen Recht, sondern darin, ob und wie dieses angewendet 
wird. Das ist aber eine Frage des formellen Rechts. In einem Bild: das ma-
terielle Recht ist die fertige Mahlzeit, das formelle Recht das Kochbuch. 
Oder: das materielle Recht ist das Ziel, das formelle Recht gibt die Wegbe-
schreibung. Oder: das materielle Recht ist der Speicherinhalt, das formelle 
Recht aber das Programm, welches den Zugriff auf den Speicherinhalt er-
möglicht. 

Formelles Recht sind insbesondere die Verfahrensordnungen. Diese sagen 
dem Richter bzw. den staatlichen Organen, nach welchen Spielregeln die 

Die Rechtsprechung sieht den Banküberfall mit Spielpistole als „bewaffneten" 
Überfall an, weil diese für den Bedrohten als Waffe erscheint. Wird damit das 
Wort „Waffe" zu Recht ausgelegt oder zu Unrecht analog ausgedehnt? 
20 Auch während der NS Diktatur war die freiheitliche allen rechtsstaatlichen An-
forderungen entsprechende Weimarer Reichsverfassung niemals aufgehoben. Sie 
wurde nur nicht befolgt. 
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juristische Mahlzeit gekocht, das Ziel angesteuert, der Speicherinhalt abge-
rufen wird, wie also ein bestimmter materieller Anspruch auf seine Berech-
tigung geprüft wird und rechtskräftig festgestellt oder abgewiesen wird. 

Die Zivilprozessordnung, ZPO 21 mit den Spielregeln für den bürgerlichen 
Rechtsstreit vor Gericht ist zugleich das Muster für die andere Gerichtsver-
fahrensordnungen (Verfassungsgerichts-, Verwaltungs-, Sozial-, Arbeitsge-
richtsordnung). 

Die Verwaltungsverfahrensordnungen des Bundes und der Länder geben 
die Spielregeln an, wie eine Behörde das Öffentliche Recht gegenüber dem 
Bürger durchsetzen darf. Hier ist gesagt, ob und wie eine Verwaltungsent-
scheidung begründet werden muss, innerhalb welcher Fristen Rechtsmittel 
möglich sind usw. 

Von besonderer Bedeutung im Rechtsstaat ist die Strafprozessordnung, 
StPO, welche angibt, unter welchen Voraussetzungen gegen eine noch 
nicht verurteilte Person Ermittlungen oder vorläufige Maßnahmen durchge-
führt werden können, und wie ggfs der Prozess abläuft. 

21 Die Unterscheidung zwischen materiellem und formellen Recht ist keine deut-
sche Spezialität. Wie der frz. Code Civil das Gegenstück zum deutschen BGB ist, 
so der frz. Code de Procédure Civil das Gegenstück zur ZPO. 
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III. Internationales Recht 

1. Begriffe 

Internationales Recht als solches gibt es nicht. Alle Rechtsbereiche können 
auch als internationales Recht in Erscheinung treten, und die Umstände 
entscheiden, ob es sich dabei um etwas besonderes handelt. Wer im Moped 
von Mönchen - Gladbach die 2 km nach Holland fahrt, verwirklicht inter-
nationales Recht ebenso wie die Lufthansa, welche mit Russland Überflug-
rechte für die Sibirienroute nach Tokio verhandelt. 

Man spricht vom Internationalen Privatrecht, Internationalen Strafrecht und 
Internationalen Öffentlichen Recht. Das gilt auch in der Spezialisierung. Es 
gibt deutsches Kartellrecht, aber - immer wichtiger - auch internationales 
Kartellrecht. Es gibt deutsches Enteignungsrecht - aber auch ein internatio-
nales Enteignungsrecht usw. 

1. Beispiel: Internationales Privatrecht 

Der Marokkaner M hat in seiner Heimat die Frauen A, B und C 
nach einander legal geheiratet. Mit diesen kommt er nach Deutsch-
land. Mit wem ist M nach deutschem Recht verheiratet? Mit allen 
dreien, nur mit der ersten? 

2. Beispiel: Internationales Strafrecht 

A hat in einem Vortrag in Bagdad den Holocaust geleugnet.22 Dort 
hat sich niemand daran gestört. Hat A sich in Deutschland strajbar 
gemacht? Macht es einen Unterschied, ob A Deutscher, Iraker oder 
Holländer ist? 

3. Beispiel: Internationales öffentliches Recht 

22 Vgl. § 130 III StGB: Wer diese Vorschrift an dem verfassungsrechtlichen Be-
stimmtheitsgrundsatz misst, bekommt Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der 
Norm; noch größere Zweifel entstehen, wenn man den völlig unverständlichen und 
verwaschenen Wortlaut des § 266 StGB zu verstehen versucht. Politische Korrekt-
heit und praktische Bedürfnisse fordern einen Preis. 



I.Teil Grundlagen des Rechts - Allgemeiner Teil des BGB 19 

Der Ausländer A ist mit einem gültigen Pass nach Deutschland 
eingereist und lebt hier ganz gesetzestreu. Sein Heimatland entzieht 
ihm den Pass, weil er in Deutschland etwas gesagt hat, was aus 
Sicht seines Heimatlandes politisch nicht korrekt ist. Muss/ darj 
Deutschland ihn deswegen ausweisen? 

2. Internationales Privatrecht, IPR 

Im Rahmen der weltweiten Handelsbeziehungen, in denen Deutschland 
steht, ist es erforderlich, stets auch an internationales und europäisches 
Recht zu denken. Für praktische Zwecke kann das internationale Recht 
eingeteilt werden in 

• das Internationale Privatrecht 

• das ausländische Recht (Rechtsvergleichung), insofern es über 
die Regeln des Internationalen Privatrechtes auch Teil des in-
ländischen Rechts werden kann. 

Das IPR ist deutsches Recht, Art. 3 ff EGBGB. Ein anderer Name ist Kolli-
sionsrecht. Wenn ein Sachverhalt eine Beziehung zu einem ausländischen 
Staat aufweist, ist stets zu prüfen, ob und ggfs in welcher Weise ausländi-
sches Recht auf ihn anzuwenden ist.23 Die Regeln des IPR geben an, unter 
welchen Voraussetzungen das Recht, welches anderen Landes anzuwenden 
ist. 

Beispiel: Mann Mund Frau F sind türkische Staatsangehörige und 
haben in der Türkei geheiratet. Seit 20 Jahren leben sie in Deutsch-
land. M legt sich eine Freundin zu. F verlangt von M durch Klage 
vor dem LG Bochum Schmerzensgeld. Nach türkischem Recht stün-
de ihr das zu. Gilt das aber in Deutschland? 

Der Richter sieht den Auslandsbezug und prüft nun anhand des IPR, ob und 
ggfs welches ausländisches Recht zur Anwendung kommt. Nach Art. 14 
EGBGB unterliegen die allgemeinen Wirkungen der Ehe dem Recht des 

23 § 293 ZPO. Der deutsche Richter muss ausländisches Recht nicht kennen, aber 
er muss es anwenden und ggfs Gutachten einholen; BGH NJW 98, 1396. Das ist 
im frz. Recht genauso, art. 3 Code Civil. 
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Staates, dem beide Gatten angehören. Türkisches Recht. Frage: Ist der ge-
nannte Schmerzensgeldanspruch eine Auswirkung der Ehe? Wenn ja: dann 
steht der F der Anspruch zu, weil das türkische Recht einen solchen An-
spruch zubilligt. Zu prüfen, aber hier wohl zu verneinen, ist noch, ob Art. 6 
EGBGB ausnahmsweise die Anwendung dieser fremden Rechtsvorschrift 
ausschließt. 

Handelt es sich hier aber nicht vielmehr um einen Anspruch aus unerlaubter 
Handlung, §§ 823 ff?24 Dann gilt gemäß Art. 40 EGBGB deutsches Recht, 
und F bekommt nichts, denn das deutsche Recht kennt einen solchen An-
spruch nicht.25 

In Fällen wie diesem, auch wenn die Parteien gemäß Art. 27 / 28 EGBGB 
ihren Vertrag einem ausländischen Recht unterstellen, ist im Wege der 
Rechtsvergleichung zu prüfen, welche Rechtsvorschriften es in den in Be-
tracht kommenden ausländischen Rechtsordnungen gibt. Das sind insbe-
sondere die unserer hauptsächlichen Handelspartner, also amerikanisches, 
englisches, französisches und vielleicht schweizerisches Recht. 

3. Internationales Zivilprozessrecht 

Im Rahmen des Internationalen Zivilprozessrechtes wird geprüft, wie ein 
Inländer vor einem ausländischen Gericht, oder wie ein Ausländer vor ei-
nem inländischen Gericht zu seinem Recht kommt. 

Wichtig ist die Frage, unter welchen Voraussetzungen der Gläubiger eines 
von einem ausländischen Gericht rechtskräftig festgestellten Anspruchs 
einen Anspruch gegen den deutschen Staat hat, dass dieses ausländische 
Urteil in Deutschland anerkannt und vollstreckt wird (vgl. § 328 ZPO), und 
umgekehrt, unter welchen Voraussetzungen das Urteil eines deutschen 
Gerichts im Ausland vollstreckt werden kann. Von besonderer Bedeutung 
ist im Räume der EU das Europäische Gerichtsstands- und Vollstreckungs-
abkommen v. 27. 9. 68, welches Urteile aus EU - Staaten den inländischen 
(fast) gleichstellt. 

24 Aden MDR 78, 536 
25 Die Zuordnung von Sätzen des über IPR anwendbaren ausländischen Rechtes zu 
den deutsche n Begriffen des IPR heißt Qualifikation. 


